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Preußiſche Gefeßjammlung 


Jahrgang 1923 . Nr. 43. 


Inhalt: Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die weitere Beteiligung Preußens an der Oſtpreußenwerk⸗Aktiengeſellſchaft, 

S. 353. — Geſetz über die endgültige Abgrenzung der Provinzen Nieder- und Oberſchleſien, S. 354. — Abänderungs- 
geſetz zu dem Geſetze, betreffend die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 
91. Juli 1895, in der Faſſung der Bekanntmachung des Finanzminiſters vom 16. November 1920, S. 354. — Geſetz zur Anderung 
des Geſetzes zur Erhaltung des Baumbeſtandes und Erhaltung und Freigabe von Uferwegen im Intereſſe der Volksgeſundheit vom 
29. Juli 1922, S. 358. — Geſetz zur Abänderung der hannoverſchen Geſetze vom 18. Juni 1842, 26. Auguſt 1844, 12. Auguſt 1846, 
9. Juni 1848 und der preußiſchen Geſetze vom 25. Dezember 1869, 24. Juli 1875, 15. Juni 1904, 29. Juni 1914, betreffend die 
Hannoverſche Landeskreditanſtalt, S. 358. — Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des 
Präſidenten des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 in der Faſſung des Geſetzes vom 16. November 1922, S. 359. — 
Geſetz über Anderungen der Dienfibezüge der unmittelbaren Staatsbeamten, ©. 360. 


(Nr. 12567.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die weitere Beteiligung Preußens an der 
Oſtpreußenwerk⸗Aktiengeſellſchaft. Vom 21. Juli 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Der § 1 des Geſetzes, betreffend die weitere Beteiligung Preußens an der Oſtpreußenwerk⸗ 
Aktiengeſellſchaft, wird wie folgt geändert: 
i hinter dem Buchſtaben „el! iſt anzufügen: 

f) gemeinſam mit dem Reiche und der Provinz Oſtpreußen im Verhältnis ihrer Be- 
teiligung am Aktienkapital des Oſtpreußenwerkes die Bürgſchaft für Ausgabe von 
wertbeſtändigen Teilſchuldverſchreibungen der drei Überlandwerke Königsberg, Gum⸗ 
binnen und Oſterode bis zum Betrage von 30 Milliarden Mark — dreißig 
Milliarden Mark — zu übernehmen. 


i Artikel I. 
Dieſes Geſetz tritt ſofort in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 21. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Siering. 


(Siegel.) 


Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1256712573.) 60 
Ausgegeben zu Berlin den 1. Auguſt 1923. 
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(Nr. 12568.) Geſetz über die endgültige Abgrenzung der Provinzen Nieder⸗ und Oberſchleſien. Vom 
25. Juli 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


9 
Auf Grund des Geſetzes, betreffend die Errichtung einer Provinz Oberſchleſien, vom 14. Oktober 
1919 (Gefebfamml. S. 169) wird die endgültige Abgrenzung der Provinzen Nieder- und Ober⸗ 
ſchleſien folgendermaßen vorgenommen: 
Die Provinz Niederſchleſien umfaßt das Gebiet der Kreiſe des Regierungsbezirkes 
Breslau und des Regierungsbezirkes Liegnitz, die Provinz Oberſchleſien das Gebiet der 
Kreiſe (Reſtkreiſe) des Regierungsbezirkes Oppeln in ſeinem jetzigen Umfange. 


9 2. 
Die zur Ausführung dieſes San nötigen Anweiſungen erläßt der Minister des Innern. 


83: 
Das Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. 5 ö 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Gefe wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 25. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Für den Miniſter des Innern: 
Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 12569.) Abänderungsgeſetz zu dem Geſetze, betreffend die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung 
des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 310) in der 
S. der Bekanntmachung des Finanzminiſters vom 16. November 1920 (Geſetzſamml. 

. 518). Vom 25. Juli 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel 1. 
(1) Der $ 2 Ziffer 1e des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16. November 1920 erhält folgende 
Jaſſung: . an denen Mittel des Reichs oder der Länder beteiligt ſind. 
Artikel 2. 
Der § 5 des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16. November 1920 Sn folgende Faſſung: 


Den im $ 2 unter Ziffer La bis e genannten Vereinigungen uſw. ſowie dem Reiche 
und den deutſchen Ländern bleibt vorbehalten, ſich gleichfalls an der Anſtalt mit Stamm⸗ 
einlagen nach näherer Beſtimmung der Aufſichtsbehörde zu beteiligen. 

Die Beteiligung kann auch durch Übernahme von Teilen der au des Staates 
erfolgen. 
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Artikel 3. 
Der zweite Abſatz des § 8 des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16. November 1920 erhält 
folgende Faſſung: 
Das Direktorium beſteht aus dem Präſidenten und der erforderlichen Anzahl 
Mitglieder und faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 


Artikel 4. 
Der dritte Abſatz des § 9 des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16. November 1920 fällt weg. 
§ 10 des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16. November 1920 erhält als erſten Abſatz folgende 
Beſtimmung: 
Der jährliche Geſchäftsbericht der Anſtalt iſt dem Landtage zur Kenntnis zu 


e Artikel 5. 

An Stelle der SS 12 und 13 des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16, November 1920 treten 

folgende Vorſchriften: 
§ 12. 

(1) Die Inhaber der Stammeinlagen ($$ 3 und 5) üben die ihnen zuſtehende Beteiligung 
an der Verwaltung der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe durch einen aus ihrer Mitte ger 
wählten Ausſchuß nach Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen aus. f 

(e) Jedem Inhaber einer Stammeinlage ſteht für jede eingezahlten 25 Millionen Mark eine 
Stimme im Ausſchuſſe zu. Er kann ſo viel Bevollmächtigte zum Ausſchuß ernennen, wie er Stimmen 
hat. Es iſt zuläffig, mehrere Stimmen einem Vertreter zu übertragen, doch kann die Geſamtheit 
der zuſtändigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. 

(3) Zwei oder mehrere Inhaber von Stammeinlagen, die insgeſamt mindeſtens den Betrag 
von 25 Millionen Mark auf ihre Stammeinlage eingezahlt haben, einzeln aber auf Grund vor⸗ 
ſtehender Beſtimmungen im Ausſchuſſe nicht oder nicht mit ihrem ganzen Kapital vertreten ſind, 
haben das Recht, ſich für jede 25 Millionen Mark auf einen Vertreter zu einigen. Soweit eine 
ſolche Einigung nicht zuſtande kommt, bilden dieſe Inhaber von Stammeinlagen auf Grund einer 
von der Auffichtsbehörde zu erlaſſenden Wahlordnung einen Wahlverband, der für jede 25 Millionen 
Mark in ihm vertretene Stammeinlage einen Vertreter für den Ausſchuß wählt. 

(a) Für jedes Mitglied des Ausſchuſſes kann ein Stellvertreter ernannt oder gewählt werden. 

(5) Der Präſident der Kaffe führt in dem Ausſchuſſe den Vorſitz; der Stellvertreter des 
Vorſitzenden wird von dem Ausſchuß aus ſeiner Mitte gewählt und bedarf der Beſtätigung der 
Aufſichtsbehörde. 

(6) Der Ausſchuß verſammelt ſich wenigſtens einmal jährlich, kann aber von feinem Vor⸗ 
ſitzenden auch ſonſt nach Bedarf berufen werden. Der Ausſchuß iſt ferner dann zu berufen, 
wenn ein Viertel der Ausſchußmitglieder es beantragt. 


$ 13. 
(1) Der Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes unterliegt: 
1. die Bilanz- und Gewinnverteilung; 
2. die Feſtſtellung des Haushaltsplans; 
3. der Abſchluß von Verträgen zwecks Übernahme von Stammeinlagen ($ 5). 
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() Der Ausſchuß ift ferner gutachtlich zu hören über: 

1. die Grundſätze für die Kreditgewährung, namentlich die Höhe des Zinsfußes, die Friſten 

und die Sicherheitsleiſtung; 
die Grundſätze für die Annahme von Spareinlagen; 
„die Beſetzung erledigter oder neu einzurichtender Stellen der Mitglieder des Direktoriums 
die Maßnahmen der Staatsregierung zur Abänderung der die Anſtalt betreffenden Geſetze 
und Verordnungen. 

(6) Allgemeine Geſchäftsanweiſungen und Dienſtinſtruktionen find dem Ausſchuſſe alsbald nach 

ihrem Erlaſſe ($ 7) zur Kenntnisnahme mitzuteilen. 


e 


Artikel 6. 

(1) Die der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe für die Dauer ihres Beſtehens vom Staate 
als Grundkapital gewährte Einlage wird auf zwei Milliarden Mark erhöht. Das Erhöhungs⸗ 
kapital von 1500 Millionen Mark iſt bar oder in Schatzanweiſungen oder in Schuld⸗ 
verſchreibungen zum Kurswerte zu überweiſen. Den Zeitpunkt der Überweifung beſtimmt der 
Jinanzminiſter entſprechend dem hervortretenden Bedürfniſſe. = 

(2) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Stammeinlagen anderer Beteiligter (§ 5 des Geſetzes) 
auf den Staat zu übernehmen, wenn die Fortführung der Beteiligung durch die Inhaber der Ein- 
lagen nicht mehr durchführbar iſt. 

) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Einlage des Staates bis zu insgefamt 6 Milliarden 
Mark zu erhöhen, wenn dies erforderlich iſt, um anderen Beteiligten gegenüber die Mehrheit des 
Grundkapitals für den Staat zu erhalten. f 


Artikel 7. 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im Artikel 6 bewilligten Summe 
eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzu⸗ 
nehmen. Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. 
Die Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1ù vom Hundert des für den Anleihezweck 
aufgenommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. 

E) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

6) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf ine und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. N 

(+) Die Schatzanweifungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. 5 
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(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Um- 
lauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlauffähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abf. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für die Zahlung im Ausland überlaſſen. . 

(s) Macht der Finanzminiſter von der ihm im Artikel 6 Abſ. 2 gegebenen Ermächtigung 
Gebrauch, ſo ſind die dann erforderlichen Beträge ebenfalls nach den Vorſchriften des vorſtehenden 
Artikels aufzubringen. 5 
g Artikel 8. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, für Kredite, die von der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe bei der Reichsbank in Anſpruch genommen werden, Bürgſchaft namens des Preußiſchen Staates 
zu übernehmen und die Bedingungen für ſolche Bürgſchaften im einzelnen feſtzuſetzen. Von jeder 
Bürgſchaftsübernahme ift der Staatsſchuldenkommiſſion und der Hauptverwaltung der Staats— 
ſchulden Mitteilung zu machen. i 

Artikel 9. 

Artikel 3 bis 5 dieſes Geſetzes treten erſt in Kraft, ſobald diejenigen Stammeinlagen, die 
nicht vom Staat aufgebracht werden, einen Nennwert von mindeſtens einer Milliarde Mark 
erreichen und mindeſtens zu einem Viertel dieſes Betrags eingezahlt ſind. Der Finanzminiſter 
entſcheidet, ob dieſe Vorausſetzungen vorliegen, und wird ermächtigt, zutreffendenfalls den Tag des 
Inkrafttretens der Artikel 3 bis 5 dieſes Geſetzes zu beſtimmen. 

Im übrigen tritt das Geſetz mit ſeiner Verkündung in Kraft. 


Artikel 10. 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung des Geſetzes beauftragt. 
Er wird ermächtigt, den Wortlaut des Geſetzes, betreffend die Errichtung einer Sentralanftalt 
zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 310) 
durch die Preußiſche Geſetzſammlung mit denjenigen Anderungen zu veröffentlichen, die ſich aus 
dieſem Geſetz und dem Geſetze vom 12. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 277) ergeben. Dieſer 
Wortlaut iſt dem Landtage zur Genehmigung vorzulegen. ; 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. v. Richter. 
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(Nr. 12570.) Gejeß zur Anderung des Geſetzes zur Erhaltung des Baumbeſtandes und Erhaltung und 
Freigabe von Uferwegen im Intereſſe der Volksgeſundheit vom 29. Juli 1922. Vom 
25. Juli 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Artikel. 

Der § 13 des Geſetzes zur Erhaltung des Baumbeſtandes und Erhaltung und Freigabe von 
Uferwegen im Intereſſe der Volksgeſundheit vom 29. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 213) wird 
wie folgt geändert: 

Se 
Die Friſt von 12 Monaten kann auf ae durch den zuſtändigen Minifter ver- 
doppelt werden. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Juli 1923. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun Hirtſiefer. 


(Nr. 12571) Geſetz zur Abänderung der hannoverſchen Geſetze vom 18. Juni 1842, 26. Auguſt 1844, 
12. Auguſt 1846, 9. Juni 1848, und der preußiſchen Geſetze vom 25. Dezember 1869, 
24. Juli 1875, 15. Juni 1904, 29. Juni 1914, betreffend die Hannoverſche Landeskredit⸗ 
Ranſtalt. Vom 26. Juli 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 


Der N Provinziallandtag iſt befugt, die Einrichtung und den Betrieb der 
Hannoverſchen Landeskreditanſtalt zu Hannover durch Erlaß einer Satzung zu regeln. Der Beſchluß 
bedarf der Genehmigung des Staatsminiſteriums. 


Auf die Abänderung der Satzung findet der Abſ. 1 ſinngemäße Anwendung. 
Mit Erlaß der Satzung treten die hannoverſchen Geſetze vom 
18. Juni 1842 (Geſetzſamml. S. 87), 
26. Auguſt 1844 (Geſetzſamml. S. 173), 
29. April 1845 (Geſetzſamml. S. 453), 
12. Auguſt 1846 (Geſetzſamml. ©. 171), 
9. Juni 1848 (Geſetzſamml. S. 153) 
und die preußiſchen Geſetze vom 
25. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1269), 
24. Juli 1875 Geſetzſamml. S. 567), 
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7. März 1879 (Geſetzſamml. S. 125), 
15. Juni 1904 (Geſetzſamml. S. 137), 
29. Juni 1914 (Geſetzſamml. S. 138) 
außer Kraft. 
5 Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Februar 1923 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. a 
Berlin, den 26. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Für den Miniſter des Innern: 
Braun. am Zehnhoff. 


(Rr. 12572.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſi⸗ 
denten des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 16. November 1922 (Gejesfemmi. S. 423). Vom 26. Juli 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel 1. 

Das Geſetz über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen 
Landtags vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) in der Faſſung des Geſetzes vom 16. No⸗ 
vember 1922 (Geſetzſamml. S. 423) wird wie folgt geändert: 

1. Im 8 1 Abf. 1 Nr. 2 iſt an Stelle der Worte „von monatlich fünfunddreißigtauſend 
Mark“ zu ſetzen „in Höhe von 25 vom Hundert des Grundgehalts der Einzelgehälter Gruppe V 
des Beamtendienſteinkommensgeſetzes“ . 8 

2. Der § 3a erhält folgende Faſſung: 

Die in den 88 1 bis 3 feſtgeſetzten Beträge find auf volle, durch dreihundert teilbare Mark 
beträge nach oben abzurunden. 

3. Der 8 6 erhält folgende Faſſung: 

Der Präſident des Landtags erhält für die Dauer ſeines Amtes außerdem eine monatliche 
Aufwandsentſchädigung von einem Viertel der im § 1 Abſ. 1 Nr. 2 genannten Aufwandsentſchädigung. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1923 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 26. Juli 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. Severing. v. Richter. 


ET EEE 
(Rr. 12573.) Geſetz über Anderungen der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. Vom 26. Juli 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 

Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten -⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetzz vom 17. Dezember 1920/1. April 1923 (Geſetzſamml. 1923 S. 167) in der 
Faſſung des am 21. Juni 1923 vom Landtage beſchloſſenen Geſetzes über Anderungen der Dienſt⸗ 
und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten wird wie folgt geändert: 

I. Im § 17 Abſ. 1 werden die Zahlen „570 000% „80 000% „90 ooo erſetzt durch die 
Zahlen „80 000% „90 000% „100 000% . 

II. In der Anlage 1 (Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) 
werden die Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen in dem Abſchnitt J unter 1B 
Ziffern 3 und 4 wie folgt geändert: i 

3. 1605 000 Mark monatlich im Durchſchnitt. : 
Mindeſtgrundgehaltsſätze monatlich: 1222000 — 1287000 — 1352 000 — 
1417 000 — 1482 000 — 1545 000 — 1 605 000 — 1665 000, in befonderen 
Einzelfällen bis zu 1960 000 Mark, 

4. 1900000 Mark monatlich im Durchſchnitt. f 
Mindeſtgrundgehaltsſätze monatlich: 1521000 — 1591000 — 1656000 — 
1720 000 — 1.780.000 — 1840 000 — 1900 000 — 1960 000, in be 
ſonderen Einzelfällen bis zu 2220 000 Mark. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1923 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 26. Juli 1923. a 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Siegel.) 


Redigiert im Büro des Stagtsminiſtertums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


